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1.2.

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (8 9 BauGB)

Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Im eingeschrankten Gewerbegebiet sind Gewerbebetriebe nur zuldssig, wenn
sie das Wohnen im Sinne des § 6 BauNVO nicht wesentlich stoéren.

Im eingeschrankten Gewerbegebiet sind nicht zulassig:

e Vergniugungsstatten in Form von Automatenspielhallen, Videospielhallen,
Computerspielhallen, Spielcasinos, Spielbanken, Diskotheken, Nachtloka-
len, Nacht- und Tanzbars, Striptease-Lokalen, Peep-Shows und Sex-
Kinos

e Sexshops

e Videotheken

e Prostitutionsbetriebe, Bordelle und bordellahnliche Betriebe
e Wettbiros

Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die in der Planzeichnung festgesetzte Bodenfunktionszahl gibt an, welcher
Flachenanteil je Quadratmeter Grundsticksflache von jeglicher Bebauung und
Versiegelung freizuhalten ist und auf dem Pflanzenwachstum und Wasser-
versickerung ohne Nachteile fir die Gewasserqualitdt moglich ist. Die BFZ
wird in Analogie zur Grundflachenzahl (8 19 Abs. 3 BauNVO) berechnet.

Auf die BFZ werden angerechnet:

1. Pflanz-, Einsaat- und Sukzessionsflachen auf der urspringlichen, nicht
versiegelten oder fachgerecht entsiegelten Bodenoberflache mit einem
Faktor von 1,0 (= uneingeschrankt).

2. begrinte, d. h. mit einer mindestens 8 cm machtigen, Vegetation tragen-
den Boden- / Substratschicht versehene Dachflachen mit einem Faktor
von 0,7.

3. begrinte, jedoch mit einer weniger als 8 cm machtigen, Vegetation tra-
genden Boden- / Substratschicht versehene Dachflachen mit einem Faktor
von 0,6.

4. wasserdurchlassig befestigte Freiflachen und Wegflachen — wie wasser-
gebundene Wegdecken, Kieswege, Rasengittersteinflichen, Schotterra-
sen, Grof3fugenpflaster (ab 15 % Fugenanteil) auf Tragschichten ohne
Bindemittel — mit einem Faktor von 0,3.

5. Uberbaute Flachen, deren Niederschlagswasser oberflachigen Mulden o-
der Graben mit bewachsenem Boden zur Versickerung zugefihrt wird —



sofern die Versickerungsflache mindestens 1/20 der entwassernden Dach-
flache betragt — mit einem Faktor von 0,15.

Fur die unter Nummer 2, 3 und 4 genannten Dach- und Wegeflachen wird bei
Versickerung des Uberschusswassers der anrechenbare Wert um den Faktor
von 0,15 erhoht, z. B. 0,85 statt 0,7.

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (& 9 (4) BauGB i.V.m. §
81 HBO)

3. Werbeanlagen

3.1. Die maximal zuladssige GroRRe einer Werbeanlage betragt 10 m2. Werbeanla-
gen sind, soweit sie nicht unmittelbar an der Gebaudefassade angebracht
sind, nur bis zu einer Hohe von maximal 10 m Gber Gelandeoberkante zulas-
sig.

3.2. Laufende Schriften, bewegte, sich drehende, blinkende oder stark strahlende
Werbeanlagen einschliel3lich so genannter Skybeamer sind nicht zulassig.

HINWEISE

Einfacher Bebauungsplan

Beim Bebauungsplan ,Mannheimer Stral3e — Stadteingang Stdwest* handelt es sich
um einen einfachen Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 3 BauGB. Die Zul&ssig-
keitsvoraussetzungen hinsichtlich des Maf3es der baulichen Nutzung sowie der tber-
baubaren Grundstiicksflachen ergeben sich gemal § 34 BauGB.

Bodenschutz

Bei allen MalRnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organolepti-
sche Auffalligkeiten zu achten. Werden solche Auffélligkeiten des Untergrundes fest-
gestellt, die auf das Vorhandensein von schadlichen Bodenveranderungen hinwei-
sen, ist umgehend die zustandige Bodenschutzbehdrde (Regierungsprasidium
Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5 Bo-
denschutz) zu informieren.

Fur das Anwesen Mannheimer Strae 127; Flurstick 1544/1 ist eine Altflache (Alt-
standort) mit dem Status ,Flache nicht bewertet”, die in der Altflachendatei ALTIS des
Hessischen Landesamtes fur Umwelt und Geologie erfasst. Es handelt sich um ehe-
malige Betriebe zur Autopflege bzw. KFZ-Handel, die in der Mannheimer Stral3e 127
von 1980 bis 1997 betrieben wurden.

Bei Baugenehmigungsverfahren, die Altflachen, schadliche Bodenveréanderungen
und/oder Grundwasserschaden betreffen, ist die zustédndige Bodenschutzbehérde
(Regierungsprasidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt Darmstadt,
Dezernat 1V/Da 41.5 Bodenschutz) zu beteiligen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Auflistung der Altflachen nicht vollstandig ist,

da die Erfassung der Daten in der Altflachendatei nicht flachendeckend und aktuell
ist.



Im Baugenehmigungsverfahren sind folgende Punkte darzustellen:

a. Bewertung des Gefahrdungspotenzials fir die vorgesehene bauliche Nutzung bei
Altflachen. Dazu ist eine historische Recherche zur bisherigen Nutzung der
Grundstiicke (z.B. anhand des Gewerberegisters) durchzufihren.

b. Erforderliche Untersuchungen vor der Bebauung der Grundstiicke aufgrund der
vorstehenden Bewertung.

c. Auswirkungen auf die vorgesehene bauliche Nutzung bei bereits festgestellten
schadlichen Bodenveranderungen und/oder Grundwasserverunreinigungen.

d. Auswirkungen der geplanten baulichen Nutzung auf SanierungsmafRnahmen der
festgestellten schadlichen Bodenveranderungen und/oder Grundwasserverunrei-
nigungen.

Niederschlagswasser

Gemal dem Gebot des 8§ 51 Abs. 3 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) sind
alle nichtschadlich verunreinigten Niederschlagswasser auf dem Grundsttck zu ver-
sickern oder als Brauchwasser wiederzuverwenden.

Fur die Niederschlagswasserversickerung gewerblich genutzter Anwesen ist eine
wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Die Erlaubnis ist bei der Unteren Wasserbe-
horde beim Kreis Bergstral3e zu beantragen.

Nutzung von Geothermie / Erdwarmesonden

Die Nutzung von Geothermie ist nur zulassig mit einer wasserrechtlichen Erlaubnis.
Die Erlaubnis ist bei der Unteren Wasserhorde beim Kreis BergstralRe zu beantragen.

Grundsatzlich ist die Nutzung von Geothermie zwar moglich, sie ist allerdings auf den
oberen Grundwasserleiter beschrankt. Dies fuhrt zu einer Beschrankung der Bohrtie-
fe. Interessenten sollten sich daher friihzeitig mit der Unteren Wasserbehorde in Ver-
bindung setzen.

Loschwasser

Zur Brandbek&mpfung muss eine Wassermenge von 192 m3 / h fur eine Ldschzeit
von 2 Stunden zur Verfugung stehen. Der FlieRiberdruck in Loschwasserversor-
gungsanlagen darf bei maximaler Léschwasserentnahme 1,5 bar nicht unterschrei-
ten. Ist eine ausreichende Léschwasserversorgung uUber das o6rtliche Wasserversor-
gungsnetz nicht moglich, sind alternative Léschwasservorhaltungen vorab mit der
Brandschutzstelle des Kreises Bergstral3e abzustimmen.

Hochwasser

Das gesamte Planungsgebiet liegt in einem Risiko-Uberschwemmungs-Gebiet. Bei
extremen Hochwasserereignissen des Rheins und seiner Nebengewasser kann es,
insbesondere bei einem Versagen von Hochwasserschutzeinrichtungen, zu einer
Uberflutung des Planungsgebietes kommen.

Grundwasser

Aus wasserrechtlicher Sicht wird darauf hingewiesen, dass durch den oberflachen-
nahen Grundwasserstand besondere bauliche Vorkehrungen erforderlich werden
konnen. Eventuell notwendige Grundwasserhaltungen bedirfen einer Erlaubnis der
unteren Wasserbehoérde. Es wird empfohlen, dass Grundstiicke mit geeigneten tech-



nischen MalRhahmen (z.B. Rickstauklappe) gegen ruckstauendes Wasser aus Ka-
nal, Zisternennotuberlauf etc. abzusichern.

Bei allen grundwasserrelevanten Vorhaben ist die zustandige Behorde zu beteiligen.



Trinkwasserschutz

Das Plangebiet liegt im Wasserschutzgebiet, Zone IlIA, der Trinkwassergewinnungsanlage
Mannheim-Kafertal der MVV, festgesetzt durch Rechtsverordnung ,, zur Neufestsetzung der
Verordnung vom 03. Marz 1978 (StAnz. S. 691 ff.), zuletzt geé&ndert am 16. Februar
1994(St. Anz. S. 924 ff.)) zur Festsetzung eines Wasserschutzgebietes zum Schutz des
Grundwassers im Einzugsgebiet der Wassergewinnungsanlage ,Mannheim-Ké&fertal® vom
25.05.2009. Die Verbote der entsprechenden Verordnung sind zu beachten.

Die Rechtsverordnung kann bei der Verwaltung der Stadt Viernheim eingesehen werden.

Lagerung wassergefahrdender Stoffe
Die Lagerung wassergefahrdender Stoffe wie z. B. Heizdl ist bei der Unteren Was-
serbehtrde beim Kreis Bergstral3e anzuzeigen. Aufgrund der Lage im Wasser-
schutzgebiet sind die Verbote der Wasserschutzgebietsverordnung zur Lagerung
wassergefahrdender Stoffe einzuhalten.

Denkmalschutz

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmaler bekannt werden, so ist dies dem Landesamt
fur Denkmalpflege Hessen, Abteilung Archaologische Denkmalpflege, oder der Unte-
ren Denkmalschutzbehdrde unverzuglich anzuzeigen.
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1.2.

Allgemeines

. Angaben zur Gemeinde

Viernheim liegt in der Oberrheinischen Tiefebene und befindet sich im
Wirtschafts- und Ballungsraum Rhein-Neckar-Dreieck zwischen den Stadten
Mannheim und Weinheim. Sie ist die zweitgrol3te Stadt im Kreis Bergstral3e.
Viernheim liegt in Hessen, grenzt aber im Westen, im Sidden und im Osten an
Baden-Wirttemberg an. Nordlich des Viernheimer Walds, in Lampertheim,
beginnt das Hessische Ried. Ostlich von Viernheim liegt die Stadt Weinheim.
Dort beginnen die Bergstral3e sowie der Odenwald.

Die Gemarkung Viernheim betragt rund 4.841 ha, hiervon sind rund 21,1%
Landwirtschaft, 56,8% Waldflache, 11,1% Gebaude- und Freiflache, 7,9%
Verkehrsflache und 3,1 % sonstige Flachen. Mit rund 32.542 Einwohnern weist
Viernheim eine Siedlungsdichte von 672 Einwohnern pro km2 auf.

Lage und Abgrenzung des Plangebietes

Das Planungsgebiet liegt am sidwestlichen Rand der Stadt Viernheim. Es
umfasst ca. 1,5 ha Flache.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird begrenzt

e im Nordosten durch die stidwestlichen Grenzen der Flurstiicke Nr. 1543/8,
1543/9, 1546/3, 1546/4, 1546/5, 1546/6, 1546/14, 1546/15, 1546/16 und
17/3

e im Westen durch die o6stliche Flursticksgrenze des bestehenden
Wegeflurstticks

e im Suden durch die Mannheimer Stral3e (Kreisstral3e 4)

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst folgende Flurstiicke:
19, 20 und 1544/1.

Der genaue Verlauf der Plangebietsumgrenzung sowie die einbezogenen
Flursticke werden aus der Planzeichnung gemaf} 8§ 9 Abs. 7 BauGB ersichtlich.
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1.3.
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Eigentumsverhaltnisse

Die Flachen des Planungsgebietes befinden sich mit Ausnahme des Flurstiicks
20 in Privateigentum. Das Flurstiick 20 befindet sich im Eigentum der Stadt
Viernheim, es ist jedoch im Wege des Erbbaurechts bis zum 31.10.2048 zum
Bau und Betrieb eines Blumenshops vergeben.

Angaben zum Bebauungsplan
Erforderlichkeit der Planaufstellung und Anlass der Bebauungsplanung

Das Plangebiet befindet sich am sidwestlichen Rand der Stadt Viernheim und
in unmittelbarer Nahe des Rhein-Neckar Zentrums. Das Planungsgebiet und
sein Umfeld sind durch eine unausgewogene Mischung unterschiedlicher
baulicher Nutzungen gekennzeichnet. Wahrend im Umfeld vorwiegend
Wohngebaude, aber auch ein leer stehendes Hotel mit Gaststatte, eine
Tankstelle sowie ein Blrogebdude vorhanden sind, befinden sich im
Planungsgebiet selbst zwei Einzelhandelsbetriebe.

Das Plangebiet besitzt aufgrund der Lage am sudwestlichen Stadteingang
sowie der unmittelbaren Nachbarschaft zum Rhein-Neckar-Zentrum eine
gewisse Lagegunst fur publikumsintensive Nutzungen. Zugleich ist das
Planungsgebiet gerade aufgrund der Lage am slUdwestlichen Stadteingang
stadtgestalterisch sensibel.

Aufgrund der Lagegunst besteht die Gefahr, dass im Plangebiet bzw. seinem
Umfeld ein sogenannter ,Trading-down-Effekt® eintritt, mit dem sich
stadtebaulich unerwinschter Folgenutzungen im Plangebiet ansiedeln. Der

4
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Trading-down-Effekt ist eine stadtebauliche Auswirkung, die dann eintritt, wenn
bestimmte Geschaftssparten, die in der Lage sind, hdhere Mietpreise zu zahlen,
den Einzelhandel oder sonstige Gewerbebetriebe verdrangen und/oder durch
ihr Erscheinungsbild und/oder ihren Zweck zu einer Niveauabsenkung einer
Gebietsstruktur fuhren, die erwinschte Ké&ufer- und Bevolkerungsgruppen
abwandern lasst, was wiederum zur Schliel3ung traditioneller Betriebe fuhrt, bis
schlie3lich ein Gebiet entweder zum reinen Vergntigungsviertel ,umkippt“ oder
aber auch durch unattraktive Nutzungen seine Attraktivitat flr die Mehrzahl der
Kunden und Anwohner einbuf3t.

Dieser Effekt setzt eine Abwertung von Geschéafts- und Wohnlagen und eine
Zerstorung funktionsfahiger Gebietsstrukturen in Gang und verwehrt somit
langfristig nachhaltige stadtebauliche Entwicklungsperspektiven.

In letzter Zeit sind verschiedentlich bereits Bauabsichten fur Spielhallen und
anderen Formen von Vergnlugungsstatten bekannt geworden, die bei einer
Realisierung die beschriebene Abwertung der stadtebaulichen Qualitat im
Gebiet befurchten lassen.

Damit wirde sich diese stadtebaulich exponierte Lage, die den siudwestlichen
Stadteingang bildet, nicht mehr angemessen reprasentativ darstellen und ein
inadaquates Stadtbild bieten. Zielsetzung ist es daher, die Voraussetzungen fur
eine stadtebaulich sinnvolle Umnutzung des Gebaudebestandes zu sichern.

Aufgrund der bisherigen planungsrechtlichen Beurteilungsgrundlage nach § 34
BauGB kann derzeit die Ansiedlung stadtebaulich  unerwinschter
Nutzungsformen nicht erfolgreich verhindert werden. Es besteht daher die
Gefahr, dass Fehlentwicklungen eintreten, die insgesamt zu einer Abwertung
der stadtebaulichen Qualitat im Gebiet fuhrt. Um einen ,Trading-down-Effekt” im
Plangebiet zu vermeiden und die stadtebauliche Qualitdt des siudwestlichen
Stadteingangs zu sichern, wird die Aufstellung eines Bebauungsplans
erforderlich.

Verfahrensart

Der Bebauungsplan verfolgt die Zielsetzung einer geordneten stadtebaulichen
Entwicklung in einer Innenbereichslage. Der Bebauungsplan wird daher im
beschleunigten Verfahren gemaR § 13a BauGB aufgestellt. Die
Voraussetzungen des § 13a BauGB sind erfullt, da

= der Bebauungsplan der Innenentwicklung dient, indem er die
Voraussetzungen fur eine stadtebaulich annehmbare Umnutzung des
bisherigen Gebaudebestandes sichert

= die nach dem Bebauungsplan zuldssige Grundflache im Sinne des 8§ 19
Abs. 2 BauNVO weniger als 20.000 m2 betragt

= der Bebauungsplan die Zulassigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur
Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen, weder
begriindet noch vorbereitet

» keine Anhaltspunkte flr eine Beeintrachtigung der in 8 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe b genannten Schutzgiter (FFH- und Vogelschutzgebiete)
bestehen.

Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen wird auf die Durchfiihrung einer
Umweltprifung verzichtet. Ungeachtet dessen sind die maldgebenden
Umweltbelange erfasst und in der Abwégung eingestellt.
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3. Einfugung in die Ubergeordneten Planungen und Entwicklung aus dem
Flachennutzungsplan

= Regionalplan Sidhessen 2010

Im Regionalplan Sudhessen 2010 vom 17. Oktober 2011 ist der Bereich des
Planungsgebiets ,Mannheimer Strale - Stadteingang Sudwest* als
Vorranggebiet Siedlung Bestand dargestellt.

» Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan der Stadt Viernheim stellt das Planungsgebiet im
Bereich ,Mannheimer Stral3e — Stadteingang Sudwest" als gemischte Bauflache
dar. Im Siuden des Plangebiets verlauft laut FNP eine Hauptwasserleitung, am
Ostlichen Rand eine Hauptabwasserleitung und im Westen eine
Hauptgasleitung.

Da im Bebauungsplan auf einer Teilflache ein eingeschranktes Gewerbegebiet
festgesetzt wird, kann der Bebauungsplan ,Mannheimer Stral3e — Stadteingang
Sudwest” nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt werden.

Nach den gesetzlichen Bestimmungen des § 13a Abs. 2 BauGB kann jedoch im
beschleunigten Verfahren ein Bebauungsplan, der von den Darstellungen des
Flachennutzungsplans abweicht, aufgestellt  werden, bevor der
Flachennutzungsplan geandert oder erganzt wird. Von einer Beeintrachtigung
der geordneten stadtebaulichen Entwicklung des Gemeindegebiets ist durch die
geplante Festsetzung eines eingeschrankten Gewerbegebietes an Stelle eines
Mischgebietes nicht auszugehen. Der Flachennutzungsplan ist im Wege der
Berichtigung anzupassen.

4. Urspriungliches Baurecht

Fur die Flachen des Plangebietes wurden bislang keine Bebauungsplane
aufgestellt. Sie sind demnach gemalR 8 34 BauGB dem unbeplanten
Innenbereich zuzuordnen. Ein Bauvorhaben ist im unbeplanten Innenbereich
zulassig, wenn es sich nach Art und Mal3 der baulichen Nutzung, der Bauweise
und der Grundstiicksflache, die Uberbaut werden soll, in die Eigenart der
naheren Umgebung einfligt und die ErschlieBung gesichert ist. Das Ortsbild
darf dabei nicht beeintrachtigt werden.

Das Plangebiet mit seinem Umfeld zeichnet sich durch eine Nutzungsmischung
von unterschiedlichen gewerblichen Nutzungen, z.T. mit wohnahnlichem
Charakter (Hotel), aus. Damit besitzt das Plangebiet eine Préagung, die
entweder als Mischgebiet im Sinne des § 6 BauNVO oder als Gewerbegebiet
im Sinne des 8 8 BauNVO eingestuft werden kann. Neben den nach der
Baunutzungsverordnung in einem Mischgebiet oder einem Gewerbegebiet
zulassigen Nutzungen, zu denen auch Nutzungen gehdren, die im Einzelfall ein
Storpotenzial fur die umgebend angrenzende Wohnnutzung besitzen kénnen (z.
B. Schank- und Speisewirtschaften sowie ,das Wohnen nicht wesentlich
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5.1.

storende bzw. nicht erheblich beldstigende Handwerks- und Gewerbebetriebe*)
sind somit auch Vergnigungsstatten in allen Teilen des Plangebiets zulassig.

Es kann damit nicht ausgeschlossen werden, dass kunftig Nutzungen
angesiedelt werden, die nicht in Einklang mit der vorhandenen Wohnnutzung in
der naheren Umgebung des Planungsgebietes stehen und weitere
Beeintrachtigungen der stadtebaulichen Qualitat des Standorts hervorrufen.

Zur Steuerung einer stadtebaulich vertraglichen Weiterentwicklung erweist sich
die bisherige planungsrechtliche Grundlage des 8 34 BauGB als ein
unzureichendes Steuerungsinstrument.

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation und daraus
abgeleitete Planungsziele

Vorhandene bauliche Nutzung
Abwagungsbeachtlichkeit

Durch die beabsichtigten Regelungen Uber die Art der baulichen Nutzung wird
die vorhandene bauliche Nutzung im Hinblick auf eigentumsrechtliche Belange
sowie im Hinblick auf den Belang der Erhaltung, Erneuerung und
Fortentwicklung vorhandener Ortsteile gemall 8 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB
abwagungsbeachtlich. Diese Belange sind folglich bei der planerischen
Abwagung entsprechend dem ihnen zukommenden Gewicht zu
bertcksichtigen.

Um eine sachgerechte Abwagung vornehmen zu kénnen, wird deshalb
zunachst eine Beschreibung und Bewertung der vorhandenen baulichen
Nutzung erforderlich (,Zusammenstellung des Abwagungsmaterials®).

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation

Die vorhandene bauliche Nutzung im Planungsgebiet und seinem Umfeld ist
durch stark unterschiedliche Nutzungsintensitaten gekennzeichnet. Innerhalb
des Planungsgebietes befinden sich gewerbliche Betriebe. Es handelt sind
hierbei insbesondere um ein Gartencenter, ein Gastronomiebetrieb sowie einen
Lebensmitteldiscounter mit integrierter Backerei.

Nordlich angrenzend an das Planungsgebiet befindet sich vorwiegend
Wohnnutzung. Westlich angrenzend an das Plangebiet befindet sich eine Zeile
Reihenhauser. Ansonsten herrscht im naheren Umfeld eine mehrgeschossige
Wohnbebauung vor.

Ostlich angrenzend befindet sich neben einer Tankstelle ein mehrgeschossiges
Hotelgebdude mit einem Anbau, in dem sich ein Restaurant befand. In der
Verlangerung des betreffenden Grundstickshofes befindet sich ein weiteres
Gebaude, das Flachen fur Buroraume bot. Der gesamte Gebaudekomplex steht
derzeit leer und st mittlerweile in seiner Bausubstanz grundlegend
erneuerungsbeduirftig.

Sudlich der Mannheimer StralRe ist ein Einkaufszentrum (Rhein-Neckar-
Zentrum) angesiedelt. Daneben befinden sich im naheren Umkreis des
Plangebiets  vereinzelt einzelhandelsnahe  Dienstleistungseinrichtungen
(Kosmetik- und Nagelstudios, Kiosk) sowie Hotels in Verbindung mit
Restaurants.
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Nicht nur hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung, auch hinsichtlich des
Maf3es der baulichen Nutzung besitzt das Planungsgebiet mit seinem Umfeld
eine sehr heterogene Bebauungsstruktur. Neben dem mehrgeschossigen
Hotelgebdude stehen ansonsten nur eingeschossige Gewerbegebauden.
Gemeinsam ist dem Planungsgebiet und seinem Umfeld allerdings der hohe
Versiegelungsgrad bei gleichzeitig verhaltnismafig geringem Freiflachenanteil,
der insbesondere aufgrund des durch die Nutzungen bedingten Bedarfs an
Stellplatzflachen begrindet ist.

Insgesamt besitzt die Bebauungsstruktur nicht die erforderliche stadtebauliche
Qualitat, die einem Stadteingang beizumessen ware. Zwar hat das leer
stehende Hotelgebaude eine stadtebaulich dominante Wirkung. Die Bebauung
an der Mannheimer Strale Dbesitzt jedoch die stadtebauliche
Gestaltungsqualitat eines Gewerbegebietes, was dazu fuhrt, dass sich die Stadt
Viernheim an ihrem Stadteingang im Sudwesten heute schon nicht
angemessen prasentiert. Eine Umnutzung des Gebaudebestandes in
stadtebaulich wenig nachhaltige und konflikttrdchtige Nutzungsformen hatte
einen weiteren Qualitatsverlust des ohnehin schon beeintrachtigten
Gebietscharakters zur Folge. Damit wirde das Gebiet seiner stadtebaulichen
Funktion als Stadteingang auch langfristig nicht mehr gerecht werden kénnen.

Abgeleitete Planungsziele

Vorrangiges Ziel fur die Entwicklung des Plangebiets ist es, das Eintreten eines
»1rading-down-Effektes zu vermeiden. Zu diesem Zweck sollen stadtebaulich
unerwinschte Nutzung ausgeschlossen werden, damit sich keine weitere
gualitative Verschlechterung des Gebietscharakters einstellt und eine
Grundlage fir eine geordnete stadtebauliche Entwicklung geschaffen werden
kann. Hierlber soll langfristig eine angemessene stadtebauliche Qualitat
gesichert werden.

Die vorhandene Nutzungsmischung im Gebiet besitzt vorwiegend eine
gewerbliche Pragung. Diese gilt es langfristig so zu entwickeln, dass eine
Beeintrachtigung der umliegenden Wohnnutzung durch die Gewerbebetriebe
auch kunftig vermieden wird. Demnach sollen Betriebe und Nutzungen mit
erheblichem Storpotenzial fir das Wohnen ausgeschlossen werden.

Vorhandene ErschlieBung und technische Infrastruktur
Abwagungsbeachtlichkeit

Durch die vorhandene Bebauung und die méglichen baulichen Erweiterungen
bzw. Veranderungen wird die vorhandene ErschlieBung und die vorhandene
technische Infrastruktur im Hinblick auf die Belange des Verkehrs und der
Versorgung gemall 8 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB abwagungsbeachtlich. Diese
Belange sind folglich bei der planerischen Abwagung entsprechend dem ihnen
zukommenden Gewicht zu bertcksichtigen.

Um eine sachgerechte Abwagung vornehmen zu koénnen, wird deshalb
zunachst eine Beschreibung und Bewertung der vorhandenen ErschlielRung
sowie der bestehenden technischen Infrastruktur erforderlich
(,Zusammenstellung des Abwagungsmaterials®).
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Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation
= StralB3enverkehr

Die zentrale Anbindung des Bebauungsplangebietes ,Mannheimer Stralle —
Stadteingang Sudwest” an das Ubergeordnete Stral3ennetz erfolgt Uber die
sudlich des Gebiets verlaufende Mannheimer Strafle (K 4). Das Uberregionale
Stral3ennetz kann Uber diese Stral3e auf kurzem Wege erreicht werden. Direkt
neben dem Plangebiet verlauft zudem der Autobahnhochdamm der BAB 6.

Die Gewerbegrundsticke sind direkt von der Mannheimer Stral3e aus
anfahrbar.

Der Stellplatzbedarf wird auf den privaten Grundstiicken gedeckt.
Entsprechende Stellplatzflachen sind vorhanden. Insgesamt ergibt sich eine
ausreichende Stellplatzsituation.

= Technische Infrastruktur

Das Planungsgebiet ist in ausreichendem MaRe mit Strom, Gas und Wasser
versorgt. Ebenso ausreichend sind die Entsorgungsleitungen.

Abgeleitete Planungsziele

Die vorhandene verkehrliche sowie ver- und entsorgungstechnische
Infrastruktur ist fir eine ErschlielBung des Plangebietes ausreichend. Daher wird
kein Bedarf flr eine Anpassung dieser Strukturen gesehen.

Vorhandener Zustand von Natur und Landschaft
Abwagungserheblichkeit

Durch die beabsichtigten Regelungen uber die Art der baulichen Nutzung sowie
auf Grund bereits bestehender Konflikte wird die vorhandene Situation von
Naturhaushalt und Landschaftsbild gemal 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB
abwagungsbeachtlich. Diese Belange sind folglich bei der planerischen
Abwagung entsprechend dem ihnen zukommenden Gewicht zu
bertcksichtigen.

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation

Im Plangebiet befinden sich nur punktuell kleinflachige private Ziergrinflachen,
die mit biotoptyptypischer Vegetation ausgestattet sind. Diese wurden im
Plangebiet vorwiegend als Randbegrinung zur Abgrenzung der Grundstlicke
zum offentlichen Stral3enraum oder zu benachbarten Grundsticken angelegt.
Auf den Parkplatzen der Gewerbebetriebe wurden zum Teil Baume zwischen
den Stellplatzreihen gepflanzt.

Der nicht unerhebliche Versiegelungsanteil der privaten Grundsticksflachen hat
eine vergleichsweise starkere ortliche Aufheizung und eine Minderung der Luft-
Austauschbeziehungen zur Folge. Diese Austauschbeziehungen werden
ohnehin durch den westlich des Plangebiets verlaufenden Autobahnhochdamm
der BAB 6 gestort, der hierbei einen Riegel fur Luftbewegungen darstellt.

Des Weiteren mindert der hohere Versiegelungsgrad eine Versickerung der
anfallenden Niederschlage auf den Grundsticksflachen und erhdht das
abzuleitende Regenwasservolumen.
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Der gesamte Bereich der Innenstadt von Viernheim befindet sich in einem
Risiko-Uberschwemmungsgebiet. Zudem ist der gesamte Siedlungsbereich der
Stadt durch erhohte Grundwasserstadnde gekennzeichnet.

Abgeleitete Planungsziele

Der Versiegelungsgrad ist im Plangebiet insgesamt auf ein moglichst geringes
Mald zu begrenzen. Die bestehenden Freiflachen sind nach Mdglichkeit in ihrer
Funktion als klimatische Ausgleichs- und Versickerungsflache zu erhalten. Mit
Festlegung eines von Versiegelung frei zu haltenden Flachenanteils kann einer
weiteren ortlichen Aufheizung und Verminderung der Luft-
Austauschbeziehungen entgegengewirkt und eine Versickerungsmaoglichkeit fur
die anfallenden Niederschlage gewahrt werden.

Bodenschutz
Abwagungserheblichkeit

Durch die beabsichtigten Regelungen uber die Art der baulichen Nutzung sowie
auf Grund zu erwartender bereits bestehender Konflikte werden vorhandene
Bodenbelastungen im Plangebiet im Hinblick auf die gesunden Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse gemafld 8§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sowie im Hinblick auf die
Belange des Umweltschutzes gemall 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB
abwagungsbeachtlich. Diese Belange sind folglich bei der planerischen
Abwagung entsprechend dem ihnen zukommenden Gewicht zu
bertcksichtigen.

Um eine sachgerechte Abwagung vornehmen zu koénnen, wird deshalb
zunéachst eine Beschreibung und Bewertung der Bodensituation im Hinblick auf
das Vorhandensein von Altlasten oder schadlichen Bodenverdnderungen
erforderlich (,Zusammenstellung des Abwagungsmaterials®).

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt eine Altflache (Altstandort) mit
dem Status ,Flache nicht bewertet®, die in der Altflachendatei ALTIS des
Hessischen Landesamtes fur Umwelt und Geologie erfasst ist. Es handelt sich
um ehemalige Betriebe zur Autopflege bzw. KFZ-Handel, die in der
Mannheimer StralR3e 127 von 1980 bis 1997 betrieben wurden.

Zu konkreten schadlichen Bodenveranderungen liegen der Stadt Viernheim
bzw. der zustandigen Behdrde fir den Bereich des Plangebiets "Mannheimer
StralRe - Stadteingang Sudwest" jedoch keine Angaben vor. Aufgrund des
Vorhandenseins einiger Gewerbebetriebe kénnte es im Laufe der Jahre
theoretisch zu punktuellem Schadstoffeintrag in den Boden gekommen sein.
Die Struktur der vorhandenen Betriebe lasst jedoch keine wesentlichen
Beeintrachtigungen des Schutzguts Boden erwarten.

Abgeleitete Planungsziele

Die Stadt Viernheim muss im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes
gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse sicherstellen. Dies gilt grundsatzlich
auch gegenuber schadlichen Bodenveranderungen.
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Nachdem es sich beim Planungsgebiet bereits um ein bebautes Bestandsgebiet
handelt, ergibt sich die Erkundungspflicht durch die Stadt nur fir die Konflikte,
die durch den Bebauungsplan selbst ausgelost werden. Eine Erkundungspflicht
in Hinblick auf schadliche Bodenveranderungen kommt daher nur zum Tragen,
wenn gegenuber den bisher ohnehin bestehenden Baurechten neue Baurechte
fur sensiblere Nutzungen geschaffen werden wirden.

Die bestehenden gesetzlichen Regelungen des Bodenschutzrechtes reichen
aus, um die eventuell aus bodenschutzrechtlichen Grinden erforderlichen
Malnahmen (z. B. Untersuchungen, Sanierungsmafl3nahmen, Bauverbote)
gegenuber den Verantwortlichen anordnen zu kénnen. Die gebotene
Konfliktlobsung, die ohnehin unabhéngig von der Aufstellung des
Bebauungsplanes in gleicher Weise erforderlich ware, ist somit rechtlich
sichergestellt.

Immissionsschutz
Abwagungserheblichkeit

Durch die beabsichtigten Regelungen tber die Art der baulichen Nutzung sowie
auf Grund zu erwartender bereits bestehender Konflikte wird die vorhandene
Luft- und Larmsituation im Plangebiet im Hinblick auf die gesunden Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse gemald 8§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB abwagungsbeachtlich.
Diese Belange sind folglich bei der planerischen Abwagung entsprechend dem
ihnen zukommenden Gewicht zu berlcksichtigen.

Um eine sachgerechte Abwagung vornehmen zu koénnen, wird deshalb
zunachst eine Beschreibung und Bewertung der bestehenden Luft- und
Larmsituation erforderlich (,Zusammenstellung des Abwagungsmaterials®).

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation

Im Untersuchungsgebiet stellt der StralRenverkehrslarm die mal3gebliche
Immissionsquelle dar. Dieser geht insbesondere von der stark frequentierten
Mannheimer Stral3e sidlich des Plangebiets aus, die eine tber das eigentliche
Plangebiet hinausreichende ErschlieBungsfunktion besitzt. Des Weiteren stellt
die nahe gelegene Trasse der BAB 6 eine weitere Immissionsquelle dar. Diese
ist mit einer Larmschutzwand ausgestattet. Gemal einer vom Amt fur Stral3en-
und Verkehrswesen Bensheim durchgefuhrten schalltechnischen Untersuchung
vom 24.01.2011 werden alleine durch die Autobahn Schallpegelwerte von bis
zu 56 dB(A) am Tag und 50 dB(A) bei Nacht erreicht (Immissionsort
Pirmasenser Stralle 2, 3. Obergeschoss; die dariber liegenden Geschosse
wurden nicht untersucht). Der Autobahnlarm wird durch den Verkehrslarm der
Mannheimer StralR3e sowie der OEG Uberlagert.

Zu den durch den StralBenverkehr verursachten Larmimmissionen kommen
auch punktuell Emissionen der ansassigen Gewerbebetriebe hinzu. Die
vorhandenen Betriebe stellen sich als nicht wesentlich stérendes Gewerbe im
Sinne des 8 6 BauNVO dar. Immissionen gehen dabei insbesondere vom
Kundenverkehr des Discountmarktes aus.

Insgesamt  besteht daher eine unter immissionsschutzrechtlichen
Gesichtspunkten als belastet anzusehende Situation im Plangebiet.
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Abgeleitete Planungsziele

Analog zum Bodenschutz gilt auch zum Immissionsschutz, dass durch die
Bauleitplanung im Vergleich zu den bestehenden Baurechten nach § 34 BauGB
keine sensibleren Nutzungen zugelassen werden. Die bestehenden
gesetzlichen oder untergesetzlichen Regelungen (insbesondere TA Larm, TA
Luft, verschiedene Verordnungen zum Bundesimmissionsschutzgesetz), die im
Planungsgebiet auch unabhangig von der Aufstellung des Bebauungsplanes
anzuwenden sind, reichen grundsatzlich aus, um gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse im Sinne des BauGB sicher zu stellen. So missen gemaf §
14 Abs. 2 HBO alle Gebaude einen ihrer Lage und Nutzung entsprechenden
Schallschutz haben. Gerausche, die von ortsfesten Anlagen oder Einrichtungen
in baulichen Anlagen oder auf Baugrundstiicken ausgehen, sind so zu
dammen, dass Gefahren, unzumutbare Nachteile oder unzumutbare
Belastigungen nicht entstehen. Diese Anforderung gilt generell und unabhangig
von der Aufstellung eines Bebauungsplanes. Mdgliche Vollzugsdefizite in der
Anwendung bestehenden Rechts kénnen auch durch die Aufstellung eines
Bebauungsplanes nicht gemindert werden.

Dartber hinaus soll jedoch uber die Festsetzung eines eingeschrankten
Gewerbegebietes sowie durch den Ausschluss bestimmter gewerblicher
Nutzungsformen eine weitere Verscharfung der larmbezogenen Konfliktsituation
vermieden werden.

Denkmalschutz
Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation

Nach Aussage des Hessischen Landesamtes fur Denkmalpflege befinden sich
im Geltungsbereich des Bebauungsplans keine Gebaude, die unter
Denkmalschutz stehen. Daher ergeben sich diesbeziglich auch keine
Planungsziele.

Klimaschutzes und Klimaanpassung
Abwagungserheblichkeit

Durch die beabsichtigte Uberplanung der Flache sind die Belange des
Klimaschutzes und der Klimaanpassung gemald 8 1 a Abs. 5 BauGB
abwagungsbeachtlich. Diese Belange sind folglich bei der planerischen
Abwagung entsprechend dem ihnen zukommenden Gewicht zu
bertcksichtigen.

Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation

Bei der Flache handelt es sich um ein bereits vollstandig bebautes Areal im
Umfeld weiterer Gewerbebauten sowie von bestehender Wohnnutzung. Die
Flache ist bereits an die bestehenden Versorgungnetze angeschlossen und
bietet fur die Nutzung erneuerbarer Energien keine besondere Lagegunst.

Fur aktive Mal3Bhahmen zum Klimaschutz — wie sie gemal der im Rahmen des
,Gesetz zur Foérderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten
und Gemeinden“ erstmals zulassigen Festsetzungen zur Befdrderung der
Erneuerbaren Energien und der Kraft-Warme-Kopplung mdglich ist, wird daher
keine Notwendigkeit gesehen. Die Nutzung erneuerbarer Energieen oder der
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Kraft-Warme-Kopplung (z. B. Solarenergie oder Blockheizkraftwerk) ist im
Rahmen der Festsetzungen des Bebauungsplans auch ohne gesonderte
Festsetzung mdglich.

Abgeleitete Planungsziele

Es werden keine Festsetzungen zur aktiven Beférderung der Klimaanpassung
und des Klimaschutzes getroffen. Die Belange des Klimaschutzes werden
indirekt befordert, da durch die Aufstellung des Bebauungsplans eine Flache in
der stadtebaulich mdglichst hochwertigen Nutzung gehalten wird und so die
Energieintensive und damit klimabelastende NeuerschlieBung im AulRenbereich
im gleichen Umfang vermieden werden kann.

Planung

. Stadtebauliche Konzeption

Wesentliches Ziel der Bauleitplanung ist die Sicherung eines qualitatsvollen
Gebietscharakters am sudwestlichen Stadteingang von Viernheim. In dem fur
die Stadt aufgrund der Lage am sudwestlichen Stadteingang stadtebaulich
besonders sensiblen Gebiet soll daher mit Hilfe einer planerischen
Feinsteuerung der zuldssigen Nutzungen ein ,Trading-down-Effekt* verhindert
und die Planungssicherheit und —klarheit wiederhergestellt werden.

Hierbei gilt es fur das Gebiet einen planungsrechtlichen Rahmen zu schaffen,
der eine Ansiedlung stadtebaulich unerwiinschter Nutzungen verhindert.
Dadurch sollen stadtebauliche Fehlentwicklungen vermieden werden.
Gleichzeitig sollen jedoch noch genligend Entwicklungsmdglichkeiten fur eine
Ansiedlung hochwertiger Nutzungen im Plangebiet gewahrt bleiben.

Langfristig soll der Bereich des Plangebiets als Standort fir Gewerbebetriebe
dienen, die das Wohnen nicht wesentlich stdren. Insgesamt soll damit der
Wohnraumentwicklung angrenzend an das Plangebiet eine langfristig orientierte
Entwicklungsperspektive gegeben werden.

Diese Entwicklungsabsichten entsprechen den Zielvorstellungen der Stadt
Viernheim nach einer stadtebaulich angemessenen Strukturierung der
Stadteingangssituation und stellen sich vertraglich mit der Wohnnutzung im
Umfeld des Plangebiets dar.

Gleichzeitig soll auch die klimaokologische Situation im Plangebiet, die sich
vorwiegend Uber einen hohen Versiegelungsgrad auszeichnet, lGber geeignete
MalRnahmen verbessert werden.

Planungsrechtliche Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung wird im Planungsgebiet aufbauend auf dem
Bestand ein eingeschranktes Gewerbegebiet (GEe) festgesetzt. Die
Festsetzung als Gewerbegebiet ergibt sich auch aus der Planungsabsicht, die
Entwicklung neuer immissionsschutzrechtlicher Konfliktbereiche zu vermeiden.
Daher wird eine Wohnnutzung nur in dem Umfang, der allgemein fir ein
Gewerbegebiet gilt (nur ausnahmsweise und nur Wohnungen fur Aufsichts- und
Bereitschaftspersonen sowie flr Betriebsinhaber und Betriebsleiter),
zugelassen.
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Aufgrund der nérdlich an das Gewerbegebiet angrenzenden Wohnbebauung
erfolgt im Gewerbegebiet eine Einschréankung der dort zulassigen Betriebe
hinsichtlich der Intensitat der zuldssigen Emissionen. Dies geschieht Uber die
Festsetzung eines eingeschrankten Gewerbegebietes, in dem nur Betriebe
zulassig sind, die im Sinne des 8§ 6 BauNVO auch in einem Mischgebiet
zulassig waren. Damit wird eine mdglichst immissionsvertragliche Zuordnung
der Nutzungen zueinander gewahrleistet.

Neben dem generellen Ausschluss von im Sinne von 8 8 BauNVO ,nicht
erheblich belastigenden Gewerbebetrieben” im eingeschrankten Gewerbegebiet
werden im gesamten Planungsgebiet gezielt bestimmte Arten von
Vergnigungsstatten, Spielhallen, Sexshops, Videotheken, Prostitutionsbetriebe,
Bordelle und bordellahnliche Betriebe sowie Wettbiros ausgeschlossen.

Dieser Ausschluss ist erforderlich, da sich die genannten Nutzungen aufgrund
der besonderen Eigenart dieser Betriebe in vielfaltiger Hinsicht nachteilig auf
die umgebende Nutzung auswirken konnen. Das Auftreten dieser Nutzungen
kann einen Trading-down-Effekt auslésen, womit das gesamte Gebiet sowie
das nahere Umfeld an Attraktivitdt verlieren kann. Durch diese Anlagen wird
ganz besonders das stadtebaulich im Umfeld erwinschte Wohnen gestort,
bedingt durch die typischen atmosphéarischen Begleiterscheinungen wie z. B.
den Besucherverkehr, aber auch bedingt durch ein eventuell durch diese
Anlagen hervorgerufenes (Angst-)Umfeld, das die Anlagen selbst aber nicht
beeinflussen kénnen (etwa eine Gefahr der Zunahme der StraRenprostitution).
Sie sind auch dazu geeignet, das geschéftliche Niveau der umliegenden
Quartiere abzusenken. Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe meiden
Standorte  in  unmittelbarer Nahe von  Vergnigungsstatten  und
Prostitutionsbetrieben, da sich ihre Kunden mdglicherweise nicht gerne in der
Néhe dieser Anlagen sehen lassen mdchten oder aber auch auf Grund des
maglicherweise entstehenden Umfelds ein Angstraum entsteht.

Aus eben diesen Grunden ist auch ein Hervorrufen des Trading-down-Effekts
zu beflrchten, da ein Milieu entstehen kann, welches das Umfeld des Gebiets
als Wohnstandort unattraktiv macht und Kunden vom Einkaufsstandort fernhalt.

Eine Zulassigkeit von bestimmten Arten von Vergnigungsstéatten, Sexshops,
Videotheken, Prostitutionsbetriebe, Bordelle und bordellahnliche Betriebe sowie
Wettbilros an dieser Stelle ist daher nicht mit einer geordneten stadtebaulichen
Entwicklung vereinbar. Daher werden diese Betriebe ausgeschlossen.

Keine Erforderlichkeit wird fir eine Regelung in Hinblick auf sonstige
Einzelhandelsnutzungen gesehen. Gemal 8 11 Abs. 3 BauGB beschrankt sich
die Zulassigkeit von Einzelhandelsbetrieben in Gewerbegebieten ohnehin nur
auf nicht-grof3flachige Markte. Aufgrund der Lage unmittelbar angrenzend an
ausgedehnte Wohnbereiche der Stadt Viernheim kann dem Gebiet eine
Versorgungsfunktion — wie derzeit bereits im Bestand gegeben — fur die
Wohnbevoélkerung zukommen. Auch wenn der Standort als Einzelhandelsflache
nicht als integrierter Standort im engeren Sinne zu betrachten ist, ist eine
ausreichende ful3laufige Erreichbarkeit gegeben.
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Ebenfalls keine Erforderlichkeit wird fur einen Ausschluss von Anlagen fur
sportliche, kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke gesehen,
da diese Nutzungen dem Grunde nach mit der umgebenden Wohnbebauung
vertraglich sein kénnen.

In Bezug auf die — ohnehin nur ausnahmsweise und nur auf einen bestimmten
Nutzerkreis beschrankte - Zul&ssigkeit einer Wohnnutzung innerhalb des
Gewerbegebietes ist sich die Stadt bewusst, dass aufgrund der bestehenden
Immissionsbelastung durch die angrenzenden Verkehrswege mit nicht
unerheblichen Schallimmissionen zu rechnen ist. Dieser potenzielle Konflikt
wird jedoch nicht durch den Bebauungsplan neu aufgeworfen, da Wohnungen
bereits bislang zulassig waren. Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang
insbesondere auf § 14 Abs. 2 HBO. Nach dieser Bestimmung mussen alle
Gebaude einen ihrer Lage und Nutzung entsprechenden Schallschutz haben.
Gerdusche, die von ortsfesten Anlagen oder Einrichtungen in baulichen
Anlagen oder auf Baugrundstiicken ausgehen, sind so zu dammen, dass
Gefahren, unzumutbare Nachteile oder unzumutbare Bel&stigungen nicht
entstehen. Diese Anforderung gilt generell und unabhangig von der Aufstellung
eines Bebauungsplanes.

Es ist daher stadtebaulich vertretbar, die Losung gegebenenfalls bestehender
schalltechnischer Konflikte auf das dem Bebauungsplan nachgeordnete
Baugenehmigungsverfahren zu verlagern.

Mal3 der baulichen Nutzung

Fur Festsetzungen zum Mal3 der baulichen Nutzung besteht fiar den
vorliegenden Planungsfall keine Erforderlichkeit. Innerhalb der bestehenden
Struktur wurde bereits ein Mal3 an baulicher Nutzung erreicht, dass den gemaf
§ 34 BauGB i.V.m. § 17 BauNVO zulassigen Rahmen ausschopft bzw. punktuell
sogar Uberschreitet.

Es genigt daher, wenn das zulassige Mafl3 der baulichen Nutzung weiterhin
nach 8 34 beurteilt wird. Der Bebauungsplan wird insoweit als einfacher
Bebauungsplan gemal3 8§ 30 Abs. 3 BauGB aufgestellt.

Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass sich Uber die Festsetzung einer
Bodenfunktionszahl (vgl. Kap. 6.4 Grunordnung) indirekt Vorgaben zum Mal3
der baulichen Nutzung ergeben.

Bauweise , Uberbaubare Grundstiicksflachen

Analog zum Mal3 der baulichen Nutzung ergibt sich aufgrund der vorgegebenen
Strukturen keine Notwendigkeit, im Bebauungsplan gesonderte Regelungen zur
Uberbaubaren Grundstticksflachen und zur Bauweise zu treffen.

VerkehrserschlieRung

Das gesamte Planungsgebiet ist bereits Uber die vorhandenen Stral3en
(Mannheimer  StraRe, Heinrich-Lanz-Ring) ausreichend erschlossen.
Ausbaumalinahmen im o6ffentlichen Stral3ennetz sind nicht erforderlich.
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6.3.

6.4.

6.5.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

Um die Auswirkungen auf das Stadtbild mdglichst gering zu halten, sind
Werbeanlagen, sofern sie nicht unmittelbar an der Gebaudefassade angebracht
sind, nur bis zu einer Maximalhdhe von 10 m und bis zu einer Gréf3e von 10 m?2
zulassig. Mit dem Ausschluss von laufenden Schriften, bewegten, sich
drehenden, blinkenden oder stark strahlenden Werbeanlagen einschlief3lich
sog. Skybeamern sollen weiter Beeintrachtigungen des Stadtbildes vermieden
werden.

Grinordnung

Beim Planungsgebiet handelt es sich um einen bereits bebauten Bereich, der
gemall 8 34 BauGB zu beurteilen ist. Die maximal zulédssigen
Versiegelungsgrade eines Gewerbegebietes sind zumindest weitestgehend
ausgeschopft, zum Teil auch Uberschritten. Mit der Festsetzung eines
Gewerbegebiets wird der planungsrechtlich zulassige Rahmen hinsichtlich der
maoglichen Versiegelung nicht verandert. Der Bebauungsplan bereitet daher
keine Eingriffe in Natur und Landschaft vor. Ein Ausgleich ist entsprechend § 1a
Abs. 3 S. 5 BauGB nicht erforderlich.

Unabhangig davon ist das Planungsgebiet gekennzeichnet durch bestehende
Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft, wie insbesondere durch den
hohen Versiegelungsgrad.

Im Bebauungsplan ist daher als Mal3hahme zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft eine Bodenfunktionszahl (BFZ)
festgesetzt. Sie gibt an den Flachenanteil je Quadratmeter Grundsticksflache
an, auf dem Pflanzenwachstum und Wasserversickerung ohne Nachteile fur die
Gewasserqualitat moglich ist.

Die BFZ wird in Analogie zur Grundflachenzahl (&8 19 Abs. 3 BauNVO)
berechnet. Die festgesetzte Bodenfunktionszahl von 0,3 bedeutet, dass
entweder 30% der Grundstickflachen eine uneingeschrankte Bodenfunktion
besitzen missen (entsprechend Griinflachen) oder dass durch entsprechende
Mallnahmen Verhéltnisse geschaffen werden, die 30 % uneingeschrankter
Bodenfunktion entsprechen.

Die Planung sichert Uber die Festsetzung der Bodenfunktionszahl ein
Mindestmald an unversiegelten Flachen. Dies bewirkt eine Verringerung der
Bodenversiegelung und -verdichtung in bislang fast vollstdndig versiegelten
Bereichen.

Ver- und Entsorgung

Festsetzungen beziglich Ver- und Entsorgungsanlagen sind nicht erforderlich.
Die bestehenden Strukturen und Einrichtungen im Gebiet sind in Bezug auf die
ver- und entsorgungstechnische Situation als ausreichend zu erachten.

Bodenordnung
Bodenordnende MalRnahmen im Sinne des BauGB sind nicht erforderlich.

16



	120605_Textliche Festsetzungen 221.pdf
	120622_Begründung 221.pdf

